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Liebe Leserinnen und Leser, 
nach der Weihnachtspause startete das Europäi-
sche Parlament  am 11. Januar mit  einer Frakti-
onswoche in Brüssel wieder in die Sitzungsperi-
ode und hielt nun die erste Plenarwoche 2010 in 
Straßburg ab. Auf der Tagesordnung standen die 
weitere  Anhörungen  der  Kandidaten  für  Kom-
missarspositionen, eine Aussprache zum Demo-
kratisierungsprozess in der Türkei, die Wahl des 
Europäischen Bürgerbeauftragten sowie das Tä-
tigkeitsprogramm der spanischen Ratspräsident-
schaft. 

Anhörungen der Kommissare
Die Anhörungen der  Kandidaten für  die  Kom-
missarsposten in der neuen EU-Kommission, die 
bereits in der vergangenen  Woche in Brüssel be-
gonnen hatten, beschäftigen uns auch weiterhin. 
In dieser Straßburg-Woche waren noch vier je-
weils  dreistündige Befragungen zu absolvieren, 
in denen die Anwärter für die Bereiche "Indus-
trie & Unternehmen", "Justiz & Inneres", "Mari-
time Angelegenheiten & Fischerei" sowie "Inter-
institutionelle Beziehungen & Verwaltung" Rede 
und  Antwort  stehen  mussten.  Die  Kandidaten 
sollen in diesen Anhörungen beweisen, dass sie 
der Aufgabe gewachsen sind und ihre  Kompe-
tenzen im Sinne und zum Wohle  der  Europäi-
schen Union einbringen können. Zudem wird ge-
prüft,  ob sie gewillt  sind, das Parlament zu re-
spektieren  und  eine  gute  Zusammenarbeit  mit 
uns Abgeordneten aufzubauen. 
Wie  Sie  den  Medien  entnehmen  konnten,  hat 
sich aber schon gezeigt, dass nicht jeder Kandi-
dat  für  eine  Kommissarsposition  geeignet  ist. 
Die Rumänin Jelewa musste ihre Kandidatur zu-
rückziehen, weil sie die Offenlegung ihrer finan-
ziellen Interessen verweigerte.  Mittlerweile  be-
nannte Rumänien eine neue Kandidatin. Unsere 

für die kommende Woche geplante Abstimmung 
über  die  neue  Kommission  muss  daher  in  den 
Februar verschoben werden.

Wahl des Bürgerbeauftragten
Auf Drängen des Europäischen Parlaments war 
1992  das  Amt  des  Europäischen  Bürgerbeauf-
tragten eingeführt worden. Er soll  sich der Be-
schwerden  und  Sorgen  der  Bürger  annehmen 
und so dazu beitragen, die EU transparenter und 
bürgerfreundlicher zu gestalten. Es handelt sich 
also um eine Mittlerfunktion zwischen Unions-
bürgern  und  Behörden  der  EU.  Beschwerden 
über Diskriminierung wird ebenso nachgegangen 
wie Klagen über Missstände in der Verwaltung, 
beispielsweise über unnötige Verfahrensverzöge-
rungen oder unzureichende Information. Der eu-
ropäische "Ombudsman" (schwedisch: "Vermitt-
ler")  hat,  wie  das  Europäische  Parlament,  eine 
Amtszeit von fünf Jahren. In dieser Woche nun 
wurde das Amt wieder zur Wahl gestellt und der 
bisherige Amtsinhaber Nikiforos Diamandouros 
für weitere fünf Jahre bestätigt. Er will den Bür-
gern Europas dabei helfen, ihre im Vertrag von 
Lissabon und in der Charta der Grundrechte ver-
ankerten Rechte zu nutzen. 

Spanische Ratspräsidentschaft
Als erste Präsidentschaft unter dem Vertrag von 
Lissabon  haben die  Spanier  am 1. Januar 2010 
den Vorsitz des Ministerrates übernommen. Die 
Anforderungen  an  diese  Präsidentschaft  sind 
hoch, denn nun gilt es, den Vertrag von Lissabon 
in die Lebenswirklichkeit umzusetzen. Das Ver-
hältnis zwischen Ministerrat, Europäischem Par-
lament und EU-Kommission muss neu austariert 
werden. Zudem soll die EU wieder zu Wachstum 
und Wettbewerbsfähigkeit  zurückfinden.  Ferner 
gilt es, viele Bereiche, wie z.B. die Bürgerrechte, 
den "Raum der Sicherheit, der Freiheit und des 

 



Rechts" und die gemeinsame Asyl- und Einwan-
derungspolitik weiter  zu entwickeln und in  die 
neue Strategie "Europa 2020" münden zu lassen. 
Allerdings steht der neue Ratsvorsitz unter kei-
nem guten Stern, denn  Spanien selbst ist von der 
Wirtschaftskrise  hart  getroffen:  Die  Staatsver-
schuldung liegt bei 11% des Brutto-Inlandspro-
duktes (das in der EU übrigens als "Brutto-Na-
tionalprodukt" bezeichnet wird), und die Arbeits-
losenquote bewegt sich um 20%. Damit ist Spa-
nien  im  europäischen  Vergleich  eines  der 
Schlusslichter in der Bekämpfung der Krise.

SWIFT-Abkommen 
Das  SWIFT-Abkommen  über  die  Weitergabe 
von  Bankverbindungsdaten  zwischen  der  EU 
und den USA dient der internationalen Terrorab-
wehr.  Dass  dies  funktioniert,  zeigt  die  Enttar-
nung der "Sauerland-Bomber". Auch wir profi-
tieren  also  enorm von  diesem Datenaustausch. 
Aus  Datenschutzgründen  ist  SWIFT  aber  sehr 
umstritten.  Deshalb stellt  das  erst  kürzlich neu 
geschlossene SWIFT-Abkommen mit den USA, 
das  am 1. Februar 2010 in  Kraft  tritt,  nur  eine 
Übergangslösung  dar.  Mit  dem  Vertrag  von 
Lissabon hat das Europäische Parlament nämlich 
das Mitentscheidungsrecht in diesem Bereich be-
kommen,  und wir  hatten es zur Bedingung ge-
macht, dass ein längerfristiges Abkommen über 
die  Weitergabe  von Bankverbindungsdaten  nur 
zusammen mit dem Europäischen Parlament aus-
gehandelt  werden  darf.  Schließlich  braucht  die 
Weitergabe von sensiblen Daten unserer Bürger 
klare  und  verlässliche  Regeln!  Wir  verlangen, 
dass für europäische Daten auch europäische Da-
tenschutzbestimmungen  gelten  müssen.  Daher 
fordern wir z.B. Einzelfallprüfungen, die sicher-
stellen, dass die Daten-Weitergabe an die USA 
nur in begründeten Verdachtsfällen geschieht. 

Türkei ist keine Demokratie 
Können Sie Sich vorstellen, dass eine demokra-
tisch gewählte Partei, die fast 20% der Bevölke-
rung  vertritt,  von  heute  auf  morgen  verboten 
wird? So geschehen in der Türkei:  Das aktuelle 
Verbot der pro-kurdischen DTP ist dort übrigens 
das  27. Parteienverbot  der  letzten  zehn  Jahre. 
Damit hat die demokratiefeindliche Entwicklung 
der Türkei einen neuen Höhepunkt erreicht. Um 
die Einhaltung demokratischer Grundwerte, eine 
der  unverhandelbaren  Vorraussetzungen  für 

einen Beitritt  zur EU, schert  sich die türkische 
Regierung  seit  Aufnahme  der  Beitrittsverhand-
lungen  immer  weniger!  Einschränkungen  der 
bürgerlichen  Grundrechte  und  -freiheiten,  wie 
der  Informations-,  Versammlungs-  und  Presse-
freiheit,  sowie die teils  massive Unterdrückung 
religiöser  und ethnischer  Minderheiten  sind  an 
der Tagesordnung. Daher hatte das Europäische 
Parlament den Ministerrat und die Kommission 
zu einer Debatte über den "Demokratisierungs-
prozess  in  der  Türkei"  aufgefordert.  Während 
Abgeordnete aller Fraktionen die Zustände in der 
Türkei  verurteilten  und  Konsequenzen  seitens 
der  EU  forderten,  redete  die  EU-Kommission 
wieder einmal die Lage schön: Es handele sich 
zwar um wenig schöne Entwicklungen, aber ers-
tens sei ja alles gar nicht so schlimm, und zwei-
tens  setze  man auf  "Softpower"  gegenüber  der 
türkischen Regierung. Noch weiter ging die spa-
nische  Ratspräsidentschaft:  Man  wolle  in  den 
nächsten Monaten vier weitere Verhandlungska-
pitel  mit  der  Türkei  eröffnen!  
Für die Regierung in Ankara aber ist das ein kla-
res Signal zum "Weiter so!": Die Versuche, die 
oppositionelle  Presse  und  christlich-orthodoxe 
Gemeinschaften durch Verbote  und Enteignun-
gen  zu  zerstören,  werden  unbeirrt  vorangetrie-
ben. So hatte das zuständige staatliche Schatzamt 
aus  heiterem Himmel  das  1600  Jahre  alte  sy-
risch-orthodoxe Kloster Mor Gabriel auf Heraus-
gabe  seiner  Ländereien  verklagt,  ohne  die  das 
Kloster nicht überleben kann. Und nicht von un-
gefähr geht  genau dieses Schatzamt  nun gegen 
das erstinstanzliche Gerichtsurteil, das zugunsten 
des  Klosters  ausgefallen  war,  in  Berufung  ...  
Ich meine: Es ist endlich an der Zeit, die türki-
sche Regierung in ihre Schranken zu weisen!

Bis  zum  nächsten  Straßburgbrief  grüßt  Sie  
herzlich
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